
Landtag   11.07.2018 

Nordrhein-Westfalen 127 Plenarprotokoll 17/31 

 

14 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuches in Nordrhein-West-
falen – Änderungsgesetz BauGBAG NRW – 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2566 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen 
Drucksache 17/2805 

zweite Lesung 

Wie sie alle wissen, haben sich die fünf im Landtag 
vertretenen Fraktionen zwischenzeitlich darauf ver-
ständigt, dass heute keine Aussprache erfolgt und 
die Reden  zu Protokoll gegeben werden. (s. An-
lage 1) 

Deshalb können wir jetzt sofort zur Abstimmung 
kommen. Der Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen empfiehlt in Drucksache 
17/2805, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Daher stimmen wir jetzt über den Gesetzent-
wurf selbst ab und nicht über die Beschlussempfeh-
lung.  

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind CDU, 
SPD, FDP, AfD-Fraktion und der fraktionslose Abge-
ordnete Langguth. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Demzufolge die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist der Gesetzent-
wurf Drucksache 17/2566 mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis angenommen und in zwei-
ter Lesung verabschiedet worden. 

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zur Änderung des Gesundheitsfachbe-
rufeweiterentwicklungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2113 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 17/3062 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3129 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache, und als erste Rednerin 
hat für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Fuchs-Dreis-
bach das Wort. 

Anke Fuchs-Dreisbach (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das Thema 
und der Erfolg einer modernen Ausbildungsentwick-
lung in Gesundheitsberufen sind nicht nur wichtig, 
sondern für mich als ehemalige Physiotherapeutin 
eine Herzensangelegenheit. Heute sieht der Ge-
sundheitsbereich völlig anders aus als vor knapp 20 
Jahren, als ich meine Ausbildung absolvierte. Kran-
kenhäuser und Praxen suchen anders als damals 
dringend und händeringend Personal. 

(Unruhe – Glocke) 

Egal, ob es sich um Hebammen, Logopäden, Ergo- 
oder Physiotherapeuten oder Alten- und Kranken-
pfleger handelt: Die Gesundheitsberufe sind mittler-
weile – leider – alle unterbesetzt.  

Man könnte fragen: Woran liegt das? Berufe im Ge-
sundheitswesen – das muss man wissen – sucht 
man sich nicht einfach aus; diese Berufe werden aus 
Berufung gewählt. 

Doch ausschließlich von der Leidenschaft für die Ar-
beit mit erkrankten Menschen kann man keine Fami-
lie ernähren. Meist sind schon die Ausbildungskos-
ten – ich kann sagen, bei den Physiotherapeuten 
sind es knapp 18.000 € – für viele junge Menschen 
ein Hindernis. Dazu werden vom Arbeitgeber Fort- 
und Weiterbildungen in Eigenleistung als selbstver-
ständlich erachtet; sie sind gewissermaßen eine Vo-
raussetzung. 

Die Arbeitszeiten der Therapeuten richten sich meis-
tens nach den Freizeiten der Patienten. In der Physi-
otherapie ist es so, dass die Patienten nach ihrer Ar-
beitszeit kommen, das heißt, gern nach 18 Uhr. Das 
alles leisten die Angestellten in den Gesundheitsbe-
rufen bei einem Lohn, der den der Pflegeberufe oft-
mals noch unterschreitet. Welcher junge Mensch 
kann und will sich das leisten? 

Solange die Rahmenbedingungen der Ausbildung in 
den Gesundheitsberufen so sind, wie sie momentan 
noch sind, dürfen wir uns nicht darüber wundern, 
dass wir einen enormen Personalmangel in den Ge-
sundheitsberufen haben. Bund und Land sind sich 
seit Langem darüber einig, dass Anpassungen in der 
Gesundheitsberufeausbildung notwendig sind.  

Mit der vom Bund gesetzlich festgelegten Verlänge-
rung der Modellstudiengänge bis 2021 können wir 
jetzt auf Landesebene handeln. Das Gesundheits-
fachberufeweiterentwicklungsgesetz und die Modell-
studiengangsverordnung sind unsere rechtlichen 
Grundlagen hier in NRW und werden deswegen ent-
sprechend im Gesetzentwurf geändert. 

Angesichts der demografischen Entwicklung und 
den immer wachsenden internationalen Standards 
ist es notwendig, dass ein Teil der Auszubildenden 
für Gesundheitsfachberufe nicht nur eine Fach-
schule, sondern eine Hochschule besucht und das 
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Studium auch abschließt. Eine hochschulische Aus-
bildung macht Gesundheitsberufe attraktiver, vor al-
len Dingen für diejenigen, die gern studieren möch-
ten und deswegen vorher einen solchen Beruf gar 
nicht ergriffen hätten. 

Durch die Integration von berufsfachlichen Aspekten 
in die hochschulische Ausbildung entsteht durch den 
Praxisbezug eine hoch qualifizierte Ausbildung. 
Durch die Modellstudiengänge können Absolventen 
die erlernten wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
die bereits gesammelten praktischen Erfahrungen 
vereinen. Das ist eine Bereicherung für die Ausbil-
dung. Außerdem sichern die Bachelorabsolventen, 
die Interesse an einem Masterstudiengang haben, 
den Lehrerbestand für die zukünftige Berufsausbil-
dung. 

Daher setzen wir nun die bundesrechtlichen Ände-
rungen in Landesrecht um und verlängern damit die 
Erprobung der Ausführungen und der Gestaltungs-
möglichkeiten. Bestehende Modellstudiengänge 
können mit angepasster Konzeption weitergeführt 
und weiterentwickelt werden. Genauso können auch 
die Modellvorhaben an weiteren Hochschulen zuge-
lassen werden. 

Ganz sicher, eine Beschleunigung in dieser Sache 
hätten wir uns alle gewünscht. Aber das große ge-
samte Paket aus Berlin als Basis für eine moderne 
Gesundheitsberufeausbildung soll jetzt auch pass-
genau, zufriedenstellend und vor allem rechtssicher 
sein. Das ist meiner Meinung nach ein sehr guter und 
wichtiger Schritt für die Modernisierung der Gesund-
heitsberufe. Da sind wir uns, glaube ich, alle einig. 
Denn es sind die Gesundheitsberufe, die für eine äl-
ter werdende Gesellschaft von großer Bedeutung 
sind. 

Ich bin sehr froh, dass der Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales diesen notwendigen Änderun-
gen zugestimmt hat. Die Anhörung am 20. Juni hat 
uns gezeigt, dass eine Modernisierung des Gesetzes 
von allen Teilnehmern begrüßt wird.  

Allerdings liegt diesbezüglich auch noch einiges an 
Arbeit vor uns. Die Verbände haben dazu dankens-
werterweise schon eine sehr gute Vorarbeit geleistet, 
und im Bund arbeitet man ebenfalls intensiv an der 
Umsetzung. Ich bin zuversichtlich, dass man in ab-
sehbarer Zeit auch ein zufriedenstellendes Ergebnis 
erreichen wird. Deswegen möchte ich Sie alle um Zu-
stimmung bitten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Fuchs-Dreisbach. – Für die SPD-
Fraktion spricht Frau Kollegin Lück. 

Angela Lück (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Generell begrüßen wir das Vorhaben der Landesre-
gierung, die landesgesetzlichen Grundlagen durch 
den Gesetzentwurf und die neuen Modellstudien-
gänge in einer Verordnung den bundesgesetzlichen 
Vorhaben anzupassen. Das sichert die Verlängerung 
der bestehenden Modellstudiengänge bis Ende 2021 
und eröffnet die Möglichkeit, weitere Modellstudien-
gänge zu genehmigen. 

Die bisherigen Modelle zur Hochschulausbildung bei 
den Gesundheitsfachberufen waren sehr erfolgreich 
und sollten deshalb unbedingt weitergeführt werden. 

Bedauerlich ist nur, dass die Anregungen und Ände-
rungswünsche, die sich aus der Erfahrung mit den 
Modellstudiengängen ergeben haben, nicht in vollem 
Umfang umgesetzt werden können. 

Bei der Anhörung, die wir am 20. Juni dieses Jahres 
durchgeführt haben, wurde deutlich, dass es Nach-
besserungsbedarf gibt. Hier muss die Landesregie-
rung auf den Bund Einfluss nehmen, um die Gesetz-
gebung anzupassen, zum Beispiel bei der Zweimo-
natsregelung oder bei den praktischen Ausbildungs-
anteilen. Gerade diese beiden Punkte wurden in der 
Anhörung von den Expertinnen als schwierig umzu-
setzen eingestuft. 

Eine Anpassung der Landesverordnung ist – so die 
Stellungnahme des zuständigen Ministeriums – aber 
nicht möglich, da ansonsten geltendem Bundesrecht 
widersprochen würde. Die Landesregierung muss 
sich bei den kritischen Punkten auf der Bundesebene 
daher noch etwas ins Zeug legen. 

Es ist uns aber wichtig, dass die Modellstudiengänge 
in diesem Jahr weitergeführt werden können, auch 
wenn man es nach fast 20 Jahren fast nicht mehr 
„Modell“ bezeichnen kann. Wir stimmen dem Gesetz-
entwurf in der vorliegenden Fassung zu. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Lück. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Hannen. 

Martina Hannen (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen! Sehr geehrte Kol-
legen! Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein großer 
Gewinn für die Gesundheitsfachberufe. Dem demo-
grafischen Wandel und den sich in der Folge deutlich 
abzeichnenden personellen Engpässen in diesen 
Berufen können wir nur mit einer deutlichen Steige-
rung der Attraktivität der Berufsbilder begegnen. 
Dazu gehört auch, dass wir zumindest dem Teil der 
jungen Menschen, die im Rahmen eines Gesund-
heitsfachberufs eine hochschulische Ausbildung an-
streben möchten, dies auch ermöglichen. Diesen 
hier schon lange eingeschlagenen Weg müssen wir 
gemeinsam weitergehen.  
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Während wir in der Pflege wohl auf absehbare Zeit 
nicht auf ein Nebeneinander von schulischer und 
akademischer Ausbildung verzichten können, wird in 
anderen Berufen, zum Beispiel bei den Hebammen, 
eine vollständige Umstellung auf die akademische 
Qualifikation gefordert sein. Wir alle wissen von uns 
selber, von Freunden oder von nahen Angehörigen, 
die medizinische Hilfe benötigen, dass die Aufgaben 
der Versorgung immer komplexer werden. Die damit 
einhergehenden steigenden Anforderungen an die 
Kompetenzen der in den Gesundheitsberufen Täti-
gen unterstreichen die Notwendigkeit auch einer 
akademischen Ausbildung. 

Mit der vom damaligen Wissenschaftsminister Pro-
fessor Pinkwart initiierten Hochschule für Gesundheit 
werden bereits seit dem Jahr 2010 in Nordrhein-
Westfalen Studiengänge mit integriertem Berufsab-
schluss erfolgreich durchgeführt; sie sichern so den 
Fachkräftenachwuchs.  

Wir dürfen auch nicht außer Acht lassen, dass für die 
Tätigkeit als Lehrkraft in den Gesundheitsfachberu-
fen grundsätzlich ein einschlägiger Masterabschluss 
benötigt wird. Um diese Lehrkräfte für die Berufsaus-
bildung langfristig zu sichern, brauchen wir deshalb 
eine nochmals verstärkte hochschulische Ausbil-
dung bei uns in Nordrhein-Westfalen. 

Die Grundlage für die Hochschulausbildung in den 
Gesundheitsfachberufen sind Modellklauseln des 
Bundes in den Berufsgesetzen der Hebammen-
kunde, der Logopädie, der Ergo- und Physiotherapie 
sowie der Alten- und Krankenpflege. Die Befristung 
der Modellklauseln, die ursprünglich bis 2017 ging, 
hat der Bund auf 2021 verlängert und dabei auch 
neue inhaltliche Gestaltungsmöglichkeiten für den 
Unterricht und die Durchführung der Prüfungen eröff-
net. 

Doch leider, sehr geehrte Damen und Herren, sind 
diese Vorgaben des Bundes nicht sonderlich praxis-
gerecht. So sind modulare Prüfungen und praktische 
Ausbildungsbestandteile in sogenannten Skills Labs 
in den Hochschulen nur sehr eingeschränkt zulässig. 
Neue Lehransätze zur Verzahnung von Theorie und 
Praxis werden so verhindert. Die Koalition in Berlin 
ist hier gefordert, diese Einschränkungen abzubauen 
und Lösungen für die Zeit nach der Modellphase zu 
finden. Ansonsten sind uns in NRW die Hände ge-
bunden, obwohl das Handeln dringend erforderlich 
ist. 

Bei uns in Nordrhein-Westfalen bildet das Gesund-
heitsfachberufeweiterentwicklungsgesetz die lan-
desrechtliche Grundlage für diese Modellstudien-
gänge. Hier müssen nun wir die Fristverlängerung 
durchsetzen und die neuen Gestaltungsmöglichkei-
ten eins zu eins zu übertragen, damit die schon be-
stehenden Studiengänge mit angepasster Konzep-
tion weitergeführt und neue Modellstudiengänge ge-
nehmigt werden können. 

Grundsätzlich wäre es aus unserer Sicht aber beson-
ders wünschenswert, wenn die Modellstudiengänge 
bald in eine regelhafte hochschulische Ausbildung 
überführt und die Berufsgesetze auf der Bundes-
ebene dahin gehend angepasst würden. Aufgrund 
der europarechtlichen Vorgabe könnte insbesondere 
der Hebammenberuf eine Vorreiterrolle dabei über-
nehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die hier 
aufgezeigten Änderungswünsche der Grünen richten 
sich an den falschen Adressaten. Der richtige Adres-
sat sitzt in Berlin. Zunächst einmal muss der Bund 
die Grundsatzentscheidung zur Akademisierung tref-
fen. Der hier vorliegende Gesetzentwurf der Landes-
regierung setzt das um, was eben auf der Landes-
ebene umzusetzen ist, und sichert genau damit den 
uns möglichen Rahmen und den so wichtigen Fort-
bestand der Studiengänge. Genau dies begrüßen wir 
als FDP ausdrücklich. – Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hannen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht der Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um das wunder-
bare Gesundheitsfachberufeweiterentwicklungsge-
setz – eine super Wortschöpfung; wir wollen auch 
nicht, dass das Geburtstagskind dieses Wort heute 
Abend noch aussprechen muss – steht es ernster, 
als es in den Debattenbeiträgen angeklungen ist. Wir 
finden eine Rechtslage vor, die aus meiner Sicht sehr 
bald europarechtswidrig wird.  

Das Europarecht schreibt vor, dass bei den Hebam-
men ein Regelstudiengang ermöglicht wird und dass 
die Zugangsvoraussetzungen letztlich denen für aka-
demische Berufe entsprechen. Das heißt, dass ein 
mindestens zwölfjähriger Schulbesuch – so sieht es 
die europäische Richtlinie vor –, mithin das Fachabi 
oder das Abitur, erforderlich ist, um zu diesem Studi-
engang zugelassen zu werden.  

Frau Kollegin Hannen, insofern ist es konsequent, 
dass wir an die Landesregierung adressieren, sie 
möge sich auf der Bundesebene sehr kurzfristig und 
sehr energisch dafür einsetzen, dass dieser Modell-
studiengang zu einem Regelstudiengang wird. Ich 
glaube, wir haben an der Stelle auch gar keine Diffe-
renz in der Einschätzung. An die Landesregierung 
ergeht die Bitte, sich in Berlin entsprechend dafür 
einzusetzen. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Für die Ergotherapeuten, die Physiotherapeuten und 
die Logopäden gilt das natürlich ganz genauso. Aber 
bei der Hebammenkunde ist es einfach evident, dass 
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das schon jetzt europarechtswidrig ist, und deswe-
gen muss insofern gehandelt werden. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Einen zweiten Punkt möchte ich ansprechen, weil 
das in diesem Kontext einfach notwendig ist. 

Wir bekommen 2020 die Generalistik. Das heißt 
auch, dass wir uns jetzt schon darauf vorbereiten 
müssen. Das heißt, es muss ein Gesamtkonzept auf 
den Tisch gelegt werden, wie die Unterschiede zwi-
schen Schulkostenpauschale bei der Krankenpflege 
und bei der Altenpflege geradegerückt werden. Wir 
liegen bei der Krankenpflege bei rund 500 € und bei 
der Altenpflege bei 280 €. Das muss nach unserem 
Dafürhalten zwingend auf ein Niveau, nämlich das 
Niveau der Krankenpflege, gebracht werden, weil 
diese Berufe sonst noch weiter auseinanderdriften. 
Das können wir uns in dem Bereich beileibe nicht er-
lauben. 

Wir werden diesem Gesetzentwurf zustimmen, weil 
es dazu nach meinem Dafürhalten jetzt rechtlich 
keine Alternative gibt. Aber die Angleichungen müs-
sen zwingend erfolgen.  

Herr Minister, Sie haben uns natürlich an Ihrer Seite, 
wenn es darum geht, das Schulgeld abzuschaffen. 
Aber wir brauchen eine fachliche Gesamtkonzeption, 
um das zu erarbeiten.  

Die Hebammen haben es noch einmal deutlich ge-
macht. Wir haben gerade noch ungefähr 150 Auszu-
bildende in Nordrhein-Westfalen. Dafür parallel zwei 
unterschiedliche Ausbildungssituationen zu erhalten, 
also die schulische und die akademische Ausbil-
dung – egal, was man davon hält –, ist einfach nicht 
effizient und nicht zielführend. Deswegen sind wir der 
Meinung, dass dort die akademische Laufbahn an-
zustreben ist. Das muss für die drei anderen Berufe 
auch geklärt werden.  

Im Bereich der Altenpflege müssen wir auf das Ni-
veau der Krankenpflege kommen, um die 18.000 
Plätze, die wir jetzt in Nordrhein-Westfalen haben, 
halten zu können und möglichst noch auszubauen. 
Deswegen bitte ich auch um Zustimmung zu unse-
rem Entschließungsantrag. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die AfD-Fraktion 
spricht Herr Dr. Vincentz. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es wurde 
schon vieles gesagt, aber eben noch nicht von je-
dem. Ich fasse mich auch kurz. 

Hinter dem zugegeben etwas sperrigen Titel des Ge-
setzes steckt in der Tat etwas Gutes. Wenn man sich 

umhört, werden diese Modellstudiengänge von den 
verschiedenen Gesundheitsberufen sehr, sehr gut 
angenommen.  

Als Arzt in einer Klinik hatte ich häufig mit Physiothe-
rapeuten, Ergotherapeuten und Logopäden zu tun, 
die im Einzelnen wirklich eine sehr leidenschaftliche 
und engagierte Arbeit erledigen. Ich habe in einem 
Bereich gearbeitet, in dem es zum Beispiel um die 
Frührehabilitation von frisch operierten geriatrischen 
Patienten ging. Es kommt eben nicht nur darauf an, 
wie gut der Chirurg seine Arbeit gemacht hat, son-
dern auch darauf, wie gut sich die Ergotherapeuten, 
die Logopäden bzw. die Physiotherapeuten im Nach-
gang um die Patienten kümmern. Das hat einen sehr 
erheblichen Anteil an der Genesung der Patienten. 
Von daher ist es absolut sinnvoll, dass man die Aus-
bildung für diese Berufe in der Art und Weise an-
passt. 

Einer der größten Kritikpunkte ist auch schon ge-
nannt worden. Ich würde ihn unterstützen. Die Studi-
engänge laufen wirklich schon sehr lange als Modell. 
Ein Modellstudiengang dient dazu, etwas zu prüfen, 
um dann irgendwann in einen Regelstudiengang 
überzugehen. Genau das ist das, was ich jetzt als 
Kritik anbringe. Man sollte sich im Bund dafür einset-
zen, dass ein Modell- irgendwann in einen Regelstu-
diengang überführt wird, wenn man – ich denke, da 
sind wir uns alle einig – die Erfahrung gemacht hat, 
dass es mit diesen Studiengängen durchaus gut 
läuft. – Vielen Dank. Das war es. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Vincentz. – Für die Landesregierung hat 
Herr Minister Laumann jetzt das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann es auch 
kurz machen. Es ist eigentlich alles gesagt.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Ja!) 

Wir schaffen uns hier heute eine Rechtsgrundlage, 
damit wir die Modellstudiengänge in Nordrhein-West-
falen weiterführen können. Das ist zwingend notwen-
dig; denn ansonsten können sie nicht mehr angebo-
ten werden. 

Den zweiten Punkt will ich hier auch klar nennen. Ich 
will nicht sagen, dass ich verärgert bin, aber es ist 
keine gute Situation – und damit habe ich es nett aus-
gedrückt –, dass wir seit 17 Jahren Modellstudien-
gänge haben. Wir haben in Nordrhein-Westfalen 
2001 die ersten Modellstudiengänge initiiert. Wir wa-
ren da Vorreiter. Wir haben mittlerweile an vielen 
Hochschulen 17 Jahre Erfahrung bei den Therapie-
berufen, um das als Beispiel zu nehmen. Wir verlän-
gern jetzt noch einmal um vier Jahre auf 21 Jahre.  
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Man muss sich einmal vorstellen, dass wir eine 
ganze Generation lang Modellstudiengänge ma-
chen. Das ist ziemlich schwierig zu begründen. Des-
wegen muss der Bund die Berufsbilder schlicht und 
ergreifend so ordnen, dass es Regelstudiengänge 
werden. 

Ich weiß aber auch, warum der Bund das in den letz-
ten Jahren nicht hinbekommen hat. Es ist manchmal 
nicht so einfach, mit der Szene eine einvernehmliche 
Lösung über die Inhalte der Regelstudiengänge zu 
erzielen. Dennoch muss das Problem gelöst werden.  

Alle 16 Landesminister haben dem neuen Gesund-
heitsminister in der Gesundheitsministerkonferenz, 
die kürzlich stattgefunden hat, noch einmal aus-
drücklich mitgegeben, dass wir die Modellstudien-
gänge in dieser Wahlperiode zu Regelstudiengän-
gen machen müssen und machen wollen.  

Das gibt im Übrigen auch unseren Hochschulen Si-
cherheit. Das gibt der Weiterentwicklung der berufli-
chen Professionen auch einen neuen Schub, den wir 
dringend brauchen. 

Lassen Sie mich zum Schluss sagen, ich persönlich 
hätte sehr gerne – das wird in der Fachwelt unter-
schiedlich beurteilt –, dass wir bei den Studiengän-
gen die Ausbildung mit dem praktischen Teil auf der 
einen Seite und dem Studium auf der anderen Seite 
nicht so ganz kaputtmachen. In der Pflege ist das 
jetzt leider passiert. Die bodenständige Ausbildung 
mit gleichzeitigem Studium ist aus meiner Sicht eine 
sehr gute Ausbildung, weil sie beides – die praktische 
mit der akademischen Ausbildung – verbindet. Wir 
sehen auch in vielen anderen Berufen, dass das so-
genannte duale Studium gute Leute für unsere Ge-
sellschaft und für unsere Wirtschaft hervorbringt.  

Ich würde mir auch zukünftig für die Gesundheitsbe-
rufe wünschen, dass duale Studiengänge bei der 
Überarbeitung der Berufsbilder erhalten bleiben. Da-
für werden wir uns, denke ich, aus nordrhein-westfä-
lischer Sicht auch einsetzen. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Wenn niemand mehr das Wort 
wünscht – das ist so –, dann kommen wir jetzt zur 
Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 15. 

Wir stimmen zuerst über den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung Drucksache 17/2113 ab. Der Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt 
in Drucksache 17/3062, den Gesetzentwurf unverän-
dert anzunehmen. Deshalb stimmen wir jetzt über 
den Gesetzentwurf und nicht über die Beschluss-
empfehlung ab.  

Wer also dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das sind 
CDU, SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, die AfD 
und die beiden fraktionslosen Abgeordneten. – 

Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht der Fall. 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist auch nicht 
der Fall. Dann ist der Gesetzentwurf Drucksache 
17/2113 einstimmig angenommen und in zweiter 
Lesung verabschiedet worden. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, nämlich zur 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
17/3129. 

Wer möchte diesem Entschließungsantrag zustim-
men? – Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und die AfD. Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP und 
die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Wer enthält 
sich? – Demzufolge die SPD-Fraktion. 

(Michael Hübner [SPD]: Genau, richtig!) 

Damit ist der Entschließungsantrag Drucksache 
17/3129 mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis abgelehnt worden. 

(Zuruf von Henning Höne [FDP] – Gegenruf 
von Michael Hübner [SPD]: Über Eure Enthal-
tungen brauchen wir heute nicht zu diskutie-
ren! – Christian Dahm [SPD]: Haltung zei-
gen! – Michael Hübner [SPD]: Enthaltung 
heißt nicht klare Haltung!) 

Nun kommt eine lange Phase des Vorlesens unter-
schiedlicher Tagesordnungspunkte. Soweit ich weiß, 
folgen aber keine Reden mehr. 

Ich rufe auf: 

16 Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung und Nutzung von Wohnraum für 
das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/2992 

erste Lesung 

Frau Ministerin Scharrenbach hat ihre Einbringungs-
rede für die Landesregierung zu Protokoll gegeben. 
(s. Anlage 2) 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Das ist auch bes-
ser!) 

Eine weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir stimmen somit über die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 17/2992 an den Aus-
schuss für Heimat, Kommunales, Bauen und 
Wohnen ab. Möchte jemand gegen die Überweisung 
stimmen? – Nein. Möchte sich jemand enthalten? – 
Ebenfalls nicht. Dann haben wir so überwiesen. 

Ich rufe auf: 
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